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Heißer Kampf ums Sonnenlicht – 

aktuelle internationale Handels-

streitigkeiten im Bereich Erneuer-

barer Energien 

 

 

Mit der Sorge um den Klimawan-

del, der Verknappung natürlicher 

Ressourcen und der wirtschaftlichen 

Entwicklung und Effizienzsteige-

rung von Stromgewinnung durch 

regenerative Energien wie Wind 

und Sonne, entwickelte sich im letz-

ten Jahrzehnt ein bedeutender glo-

baler Wirtschaftszweig. Ver-

schiedenste Akteure dieses Wirt-

schaftszweiges, vor allem im Solar-

bereich, sehen sich in jüngster Zeit 

durch zahlreiche Handelsstreitigkei-

ten und -maßnahmen in ihrem nati-

onalen und globalen Geschäft mit 

weitreichenden Unsicherheiten kon-

frontiert. Globale Überproduktion 

und eine Überschwemmung der 

Märkte mit vermeintlich gedump-

ten und illegal subventionierten So-

larprodukten veranlassten Regierun-

gen, ihre heimischen Industrien 

durch Handelsschutzinstrumente 

und Klageverfahren vor der Welt-

handelsorganisation (WTO) in 

Genf zu schützen. So haben bislang 

Industrien in den USA, China, der 

EU und Indien Verfahren zu Han-

delsschutzmaßnahmen bei ihren je-

weiligen Regierungen angestrebt. 

Vor allem in Deutschland spielt da-

bei auch die Kürzung von Subven-

tionen für Solaranlagen im EEG 

eine große Rolle im Kampf um die 

Verbraucher. Im Endeffekt sind da-

bei jedoch Hersteller, Investoren, 

Verbraucher und Regierungen von 

den aktuellen Entwicklungen be-

troffen. Im International Trade Re-

porter vom 21. Februar 2013 

(30ITR280) gaben David J. Levine 

und Pamela D. Walther in ihrem 

Artikel "International Trade Actions 

Complicate Global Market For Rene-

wable Energy Business, Particularly 

Solar Sector" einen Überblick der 

aktuellen Entwicklungen von Han-

delsschutzmaßnahmen im EE-

Bereich. Mit Bezug auf diesen Bei-

trag soll dieses deutschsprachige Po-

licy Paper eine ähnliche und etwas 

aktuellere Zusammenfassung lie-

fern. 

 

Handelsstreitigkeiten vor der WTO 

 

Bisher gingen sechs Verfahren beim 

WTO Streitbeilegungsorgan Dispute 

Settlement Body (DSB) ein, welche 

im Bereich der erneuerbaren Ener-

gien, insbesondere in der Solarbran-

che angesiedelt sind. Diese Verfah-

ren befinden sich in unterschiedli-

chen Entwicklungsstadien. Von den 
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sechs Verfahren beschäftigen sich 

vier mit sogenannten local- oder do-

mestic-content Regelungen, also Best-

immungen zum Anteil heimischer 

Wertschöpfung beim Ausbau erneu-

erbarer Energien und insbesondere 

auch in Verbindung mit Feed-in-

tariff Programmen (FIT). Hierbei 

handelt es sich meist um langjährig 

zugesicherte Vergütungen bei der 

Einspeisung von Strom aus erneuer-

baren Energien in das Stromnetz, 

wenn ein bestimmter Anteil von 

heimischer Wertschöpfung bei den 

zu verbauenden Solaranlagen vor-

handen ist. Diese Bevorzugung von 

heimischen Produzenten könnte 

gegen geltendes Welthandelsrecht 

verstoßen und ist daher in den 

Streitfällen wesentlicher Kernpunkt. 

Die Verfahrensentscheidungen ha-

ben daher das Potenzial, dass diese 

Regelungen und Programme evtl. 

einzustellen sind.  

 

Den Anfang der hier zu erwähnen-

den WTO-Verfahren bilden die von 

Japan und der EU vorgebrachten 

Fälle gegen domestic-content Rege-

lungen im FIT-Programm der Pro-

vinz Ontario in Kanada (WT/

DS412 und WT/DS426). Um in 

diesem FIT-Programm die langjäh-

rige zugesicherte hohe Vergütungen 

bei der Einspeisung von Strom zu 

erhalten, müssen Produzenten von 

Wind- und Solarstrom einen Groß-

teil der verbauten Teile aus der Pro-

vinz Ontario beziehen oder dort 

herstellen lassen. Ein WTO Panel 

entschied am 19. Dezember 2012 

beide Fälle gemeinsam und erklärte 

darin die domestic-content Regelun-

gen im FIT-Programm Ontarios als 

nicht vereinbar mit dem Welthan-

delsrecht, insbesondere dem GATT 

und dem TRIMS-Übereinkommen, 

da heimische Produzenten hierbei 

gegenüber ausländischen Produzen-

ten bevorteilt würden. Vorwürfe 

nach dem SCM-Abkommen gegen 

Subventionen für Stromproduzen-

ten aus Ontario durch die zugesi-

cherten Preise für Strom, wies das 

Panel mit einer darin abweichenden 

Meinung jedoch ab. Am 5. Februar 

2013 beantragte Kanada die Über-

tragung des Falls an den Appellate 

Body, da ihrer Meinung nach es das 

Panel versäumte, eine Ausnahme 

der domestic-content Regelung in 

GATT Art. III zu berücksichtigen. 

Doch auch Japan und die EU 

wandten sich jüngst mit einer An-

fechtung des Panelentscheides an 

die WTO, um vor allem dem Vor-

wurf der Subvention noch einmal 

nachzugehen. 

 

Einen weiteren FIT-Programm 



 

 

Policy Papers on Transnational Economic Law No. 36 

Page 4 

Streitfall initiierte China im No-

vember 2012 gegen domestic-content 

Regelungen der EU in einzelnen 

FIT-Programmen von Griechenland 

und Italien (WT/DS452). Die Vor-

würfe Chinas ähneln stark denen im 

Fall gegen Kanada im Hinblick auf 

die Vereinbarkeit mit dem GATT 

und dem TRIMS-Abkommen. Mo-

mentan befindet sich der Streitfall 

noch in der Konsultationsphase. 

Kommt es jedoch zu einer abschlie-

ßenden Entscheidung gegen Kanada 

im oben genannten Fall, so könnten 

die gleichen Vorwürfe auch gegen 

die EU bestätigt werden. 

 

Den vierten Fall um domestic-

content Regelungen im Bereich er-

neuerbarer Energien initiierte die 

USA am 6. Februar 2013 gegen In-

diens nationales Solarprogramm 

(WT/DS456). Die USA wirft Indi-

en hierbei vor, Produzenten von So-

larenergie zu zwingen, indische So-

larzellen und –Module zu verwen-

den, um am nationalen Solarpro-

gramm teilzunehmen. Ebenso ste-

hen Subventionen zur Diskussion, 

welche nur Entwicklern gewährt 

würden, die nationale Produkte ver-

wenden. Wie auch in den Fällen 

gegen Kanada und die EU, richten 

sich die Vorwürfe gegen Nichtdis-

kriminierungsgebote aus GATT 

Art. III, TRIMS- und SCM-

Abkommen. Aktuell befindet sich 

der Streitfall in der Konsultations-

phase. 

 

Bei den noch zwei verbleibenden 

WTO-Fällen reichte China am 25. 

Mai 2012 und 17. September 2012 

jeweils Sammelgesuche zu Konsulta-

tionen über verschiedene Handels-

schutzmaßnahmen der USA bei der 

WTO ein (WT/DS437 und WT/

DS449), darunter auch gegen Anti-

subventions- und Antidumping-

maßnahmen gegen chinesische So-

larzellen und -module und Türme 

für Windkraftanlagen. Chinas Vor-

würfe richten sich insbesondere ge-

gen die Behandlung als Nichtmarkt-

wirtschaft in den amerikanischen 

Untersuchungsverfahren und den 

dadurch entstandenen hohen 

Schutzzöllen. Beide Verfahren be-

finden sich aktuell in der Panelpha-

se. 

 

Nationale Handelsschutzmaßnah-

men im EE-Bereich 

 

Sowohl China, die EU, die USA 

und Indien überprüfen momentan 

die Einführung nationaler Handels-

schutzmaßnahmen im Bereich er-

neuerbarer Energien, vorranging die 

Solarindustrie betreffend. All diese 
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Untersuchungen könnten zu dem 

Entschluss führen, Antidumping- 

und/ oder Antisubventionszölle zu 

erheben. Nationale Handelsschutz-

maßnahmen der USA führten wie 

bereits weiter oben erwähnt zu den 

WTO-Streitverfahren WT/DS437 

und WT/DS449. 

 

Untersuchungen der USA gegen 

Solarzellen und –module aus China 

und Vietnam begannen im Novem-

ber 2011 und schlossen im Oktober 

2012 mit der Entscheidung zur Ein-

führung von Antidumping – und 

Antisubventionszöllen zwischen 

24% und 250% auf entsprechende 

Importe aus China ab (A-570-979 

und C-570-980). Diese Schutzzölle 

sollen zunächst für fünf Jahre gel-

ten. Die Zölle richten sich nach der 

Höhe der Dumping- und Subventi-

onsmarge, die den chinesischen 

Herstellern und Exporteuren beim 

Verkauf in die USA entsteht. Da 

China von den USA als Nicht-

marktwirtschaft angesehen wird, 

wurde bei der Berechnung der 

Dumpingmarge auf Vergleichsdaten 

eines marktwirtschaftlichen Dritt-

landes, hier Thailand, zurückgegrif-

fen. Diese Praxis der Berechnung 

auf Grundlage eines Drittlandes 

wird durch China regelmäßig als 

unverhältnismäßig und nachteilig 

kritisiert. Doch neben der Anfech-

tung dieser Zölle durch China vor 

dem Streitschlichtungsorgan der 

WTO, gehen die chinesische Trina 

Solar und die amerikanische Solar-

World aus gegensätzlichen Gründen 

gegen diese Entscheidung auch vor 

dem U.S. Court of International 

Trade vor. 

 

Kurz nach den Untersuchungen ge-

gen Solarimporte aus China und 

Vietnam begannen ebenso Untersu-

chungen zu Antidumping- und An-

tisubventionsmaßnahmen gegen 

Importe von Türmen für Wind-

kraftanlagen aus China (A-570-981 

und C-570-982) und Antidumping-

maßnahmen für solche aus Vietnam 

(A-552-814). Zwar beschlossen im 

Januar 2013 die beiden zuständigen 

Behörden der USA, das Department 

of Commerce  und die International 

Trade Commission die Einführung 

von Schutzzöllen gegen solche Im-

porte, allerdings sind diese noch 

nicht in Kraft getreten, womit aber 

sehr bald zu rechnen ist. China 

könnte daher ebenso auf diese Zöl-

le, wie auch gegen die Maßnahmen 

im Solarbereich, mit einer WTO-

Klage reagieren. 

 

Chinesische Solarzellen und 

–module sind ebenso Untersu-



 

 

Policy Papers on Transnational Economic Law No. 36 

Page 6 

chungsgegenstand der EU in aktuel-

len Antidumping- und Antisubven-

tionsverfahren, welche im Septem-

ber und November 2012 begannen 

(AD590 und AS594). Die normale 

Untersuchungsdauer beträgt 15 

Monate. Die EU erkennt, wie auch 

die USA, China bisher nicht als 

Marktwirtschaft an. Bei der Berech-

nung der Dumpingmargen kündig-

te die Kommission an, auf die USA 

als Vergleichsland zurück zugreifen. 

Mitglieder des EU Parlaments drän-

gen darauf, dass die Kommission 

noch vor Mitte 2013 vorläufige 

Schutzmaßnahmen ergreift, um die 

europäischen Hersteller von Solar-

zellen zu schützen. Chinas größter 

Absatzmarkt für seine Solarproduk-

te ist die Europäische Union. Mög-

liche Schutzzölle könnten daher ei-

ne weitaus größere Gefahr für die 

exportierende Solarbranche Chinas 

darstellen. Am 1. März 2013 gab 

die Kommission die seltene Ent-

scheidung zur „zollamtlichen Erfas-

sung der Einfuhren von Fotovoltaik-

modulen aus kristallinem Silicium 

und von Schlüsselkomponenten davon 

(Zellen und Wafer) mit Ursprung in 

oder versandt aus der Volkrepublik 

China“ in Form der Verordnung 

(EU) Nr. 182/2012 bekannt. Die 

zollamtliche Erfassung dient dazu, 

dass „falls die Untersuchungsergebnis-

se zur Einführung von Antidumping- 

und/oder Ausgleichszöllen führen, die-

se Zölle, wenn die entsprechenden Vo-

raussetzungen erfüllt sind, rückwir-

kend nach Maßgabe der geltenden 

Rechtsvorschriften auf die zollamtlich 

erfassten Einfuhren erhoben werden 

können“. China kündigte indessen 

an, mit der EU in Verhandlung 

über die Differenzen treten zu wol-

len, um mögliche wirtschaftliche 

Schäden für alle Beteiligten abzu-

wenden. 

 

Als Reaktion auf die Untersuchun-

gen der USA und der EU gegen Im-

porte aus China, gingen am 17. 

September 2012 beim chinesischen 

Handelsministerium MOFCOM 

Anträge auf Antidumping- und An-

tisubventionsuntersuchung gegen 

europäische Polysiliciumexporte ein. 

MOFCOM entschied die Aufnah-

me des Verfahrens zum 1. Novem-

ber 2012 mit der Verbindung der 

Antidumping- und Antisubven-

tionsuntersuchungen gegen Polysili-

ciumimporte aus den USA und 

Südkorea vom 20. Juli 2012 

(Announcement No.70, 2012; An-

nouncement No.71, 2012). Polysili-

cium ist eines der Grundmaterialien 

für die Herstellung von Solarzellen. 

Die Untersuchungen Chinas sollen 

rückwirkend gelten. 



 

 

Policy Papers on Transnational Economic Law No. 36 

Page 7 

Als weiterer Akteur im globalen 

Kampf um den Solarmarkt kam 

ebenfalls im November 2012 Indien 

dazu. Indien untersucht im Rahmen 

seiner nationalen Handelsschutz-

rechte mögliche Antidumpingmaß-

nahmen gegen Solarzellen und –

module aus China, Taiwan, Malay-

sia und den USA (No. 14/5/2012 – 

DGAD). Anders als die bisherigen 

Verfahren im Solarbereich erstre-

cken sich Indiens Untersuchungen 

auch auf sogenannte thin-film Solar-

zellen, die bisher nicht Gegenstand 

von Untersuchungen der anderen 

Staaten waren. Die indischen Un-

tersuchungen könnten Einfluss auf 

Investitionen von US-Solar-

herstellern haben, welche Geschäfte 

mit indischen Firmen betreiben. 

 

Die jüngste Entwicklung nationaler 

Handelsschutzmaßnahmen geht je-

doch von der EU aus, welche im 

Februar 2013 Antidumpinguntersu-

chungen gegen Importe von Solar-

glas aus China eingeleitet hat 

(AD598). In Verbindung mit dem 

Nichtmarktwirtschaftsstatus Chinas, 

werden bei der Untersuchung uni-

onseigenen Daten zur Berechnung 

der Dumpingmarge verwendet. 

Auch hier gilt die bei der EU nor-

male Untersuchungsdauer von 15 

Monaten. 

Bedeutung für den EE-Sektor 

 

Die hier aufgezeigten WTO-Fälle 

und nationalen Untersuchungen 

und Maßnahmen verdeutlichen die 

gegensätzlichen Positionen der In-

dustrien im Bereich erneuerbarer 

Energien. Diese versuchen, ihre Re-

gierungen zu Schutzmaßnahmen, 

vor allem in dem hart umkämpften 

Solarmarkt,  zu bewegen. Antidum-

ping- und Antisubventionsverfah-

ren, so wird zum Teil argumentiert, 

scheinen im Bereich der erneuerba-

ren Energien zunehmend als Mittel 

von Protektionismus des eigenen 

Marktes verwendet zu werden und 

weniger um sich vor welthandels-

rechtlich illegaler Praxis der Han-

delspartner zu  schützen. Hier 

scheint es nötig, weitere endgültige 

WTO-Entscheidungen abzuwarten 

und deren Implikation in die tat-

sächliche Handels- und Produktion-

spraxis mit einfließen zu lassen. An-

tidumping- und Antisubventions-

zölle sind schließlich durch Import-

eure und zuletzt durch die Verbrau-

cher zu tragen. Und letztere sind 

vorrangig an niedrigen Preisen für 

ihre Produkte interessiert. Aus Er-

fahrungen in anderen Bereichen hat 

man bereits sehen können, dass die 

faktische Abschottung eines heimi-

schen Marktes vor günstigerer Kon-
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kurrenz aus anderen Ländern durch 

Antidumping- und Antisubventi-

onszöllen nur begrenzt Wirkung 

entfalten kann, da Marktanteile 

schnell durch Produzenten aus an-

deren Niedrigpreisländern über-

nommen werden. So ist auch im 

Solarmarkt der USA festzustellen, 

dass chinesische Importe mit Erhe-

bung der Schutzzölle zwar deutlich 

zurückgegangen sind, dafür jedoch 

Solarimporte aus Taiwan merklich 

gestiegen sind. Der faktische Nut-

zen der Zölle zum Schutz der heimi-

schen Industrie vor günstigerer aus-

ländischer Konkurrenz, ist daher 

fraglich. Die Sinnhaftigkeit von 

Schutzzöllen gegen unfaire Handels-

praktiken bleibt davon jedoch unbe-

rührt. Die handelspolitische Schutz-

maßnahme als generelles Mittel ge-

gen unfairen Wettbewerb und seine 

Folgen, hat jedoch weiterhin große 

Bedeutung. Ökonomischer Druck 

durch globale Überproduktion und 

begrenzter Nachfrage, der Sorge um 

Arbeitsplätze und nationale Res-

sourcen und Gewinne im EE-

Bereich werden auch zukünftig dazu 

führen, dass Regierungen versuchen 

werden, diese vielversprechenden 

Märkte zu ihren Gunsten zu beein-

flussen. Da Regierungen im Bereich 

der Handelsschutzmaßnahmen in 

der Regel nicht von selbst aktiv wer-

den können um Verfahren einzulei-

ten, spielen die Marktakteure wie 

Produzten, Zulieferer, Investoren 

und schließlich auch Verbraucher 

die entscheidende Rolle. Doch bei 

der rechtlichen Ausgestaltung von 

Energieprogrammen, bspw. der local

-content Regelungen oder auch der 

Produktionsmethoden nach markt-

wirtschaftlichen Standards, scheint 

den WTO-Verfahren eine weisende 

Bedeutung für die Zukunft zu zu-

kommen. 
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Nationale Untersuchungsverfahren und Maßnahmen im Bereich Erneuerbare Energien 
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WTO-Streitbeilegungsverfahren im Bereich Erneuerbare Energien 


